
Vorbericht 1

V o r b e r i c h t 
zu dem Haushaltsplan für das Jahr 2026 

der 

Stadt Forchheim 
 
 
Gemäß § 6 KommHV-Doppik gibt der Vorbericht einen Überblick über die Entwicklung und den Stand der 
Haushaltswirtschaft unter dem Gesichtspunkt der stetigen Erfüllung der Aufgaben. 

Er soll eine wertende Analyse der Haushaltslage und ihrer voraussichtlichen Entwicklung enthalten. Er 
stellt Änderungen gegenüber dem Vorjahr, die Entwicklung der bedeutendsten Positionen und die Ent-
wicklung des Gesamtergebnisses dar. Investitionen und deren Finanzierung werden behandelt. 

Zudem wird eingegangen auf den Zahlungsmittelüberschuss oder Zahlungsmittelbedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, den Finanzmittelbedarf, den Bestand an liquiden Mitteln, den Zahlungsmittelbestand 
und die Inanspruchnahme von Kassenkrediten. 

Auch die Wirtschaftslage der Eigenbetriebe und der beteiligten Unternehmen wird dargestellt. 
Der Vorbericht stellt eine Informationsquelle für den Stadtrat, die Öffentlichkeit sowie für die Aufsichtsbe-
hörde zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation der Gemeinde dar. 
 
 
 

Einwohnerzahlen 
 
Volkszählung 27.05.1970 22.009 Einwohner 
Fortschreibung 31.12.1978 28.805 Einwohner *) 
Volkszählung 25.05.1987 28.596 Einwohner 
Fortschreibung 31.12.2002 30.749 Einwohner 
Fortschreibung 30.06.2022 32.817 Einwohner 
Fortschreibung 30.06.2023 33.204 Einwohner 
Fortschreibung 31.12.2023 32.965 Einwohner 
Fortschreibung 31.12.2024 33.017 Einwohner 
Fortschreibung 30.06.2025 33.107 Einwohner 
 

*) nach Eingemeindung von Kersbach zum 01.01.1978, Buckenhofen und Burk zum 01.05.1978 

 
 
 

Gebietsumfang 
 
Das Gebiet der Stadt Forchheim umfasste zum 31.12.2025 eine Fläche von 4.429,34 ha. Hiervon befan-
den sich insgesamt ca. 1.182,58 ha (VJ 1.182,29 ha, VVJ 1.181,53 ha) im Eigentum der Stadt Forch-
heim. 

Hinzu kommt noch Grundbesitz außerhalb des Stadtgebietes mit ca. 82,45 ha (VJ 82,45 ha, VVJ 82,45 
ha) in den Gemarkungen Bammersdorf, Eggolsheim, Kirchehrenbach, Pautzfeld, Oesdorf, Rettern, Wel-
lerstadt und Wimmelbach. 
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Das Rechnungsjahr 2024 
 
Am 02.08.2007 (Finanzausschuss vom 10.07.2007) hatte der Stadtrat die Einführung der kommunalen Doppik 
mit dem Ziel beschlossen, ab 2010 einen Haushalt im Rechnungswesen der kommunalen Doppik zu füh-
ren. 

Der Haushalt 2024 war demnach der 15. in der doppischen Drei-Komponenten-Rechnung. Er wurde vom 
Stadtrat am 29. Februar 2024 beschlossen. Aufgrund seiner genehmigungspflichtigen Bestandteile (Ver-
pflichtungsermächtigungen auf Jahre mit Kreditaufnahmen) wurde er am 28.03.2024 der Rechtsaufsicht 
zur Genehmigung vorgelegt. 

Während der Genehmigungsprüfung durch die Rechtsaufsicht musste ein großer Gewerbesteuereinbruch 
inklusive umfangreicher Rückforderungen zur Kenntnis genommen werden. Dies sorgte für einen Be-
schluss einer Haushaltssperre (StR 23.07.2024), welcher – in Absprache mit der Rechtsaufsicht – Vo-
raussetzung für eine Genehmigung war. Eine Nachtragshaushaltssatzung war zu diesem Zeitpunkt nicht 
erforderlich und auch nicht angedacht, da – auch aufgrund der Haushaltssperre – kein Fehlbetrag bzw. 
eine sich daraus ergebende Notwendigkeit von Darlehensaufnahmen zu befürchten war. 

Der Haushalthalt wurde somit am 30.08.2024 genehmigt. 

Eine weitere Meldung über Gewerbesteuerausfälle in noch höherem Rahmen sorgte im Anschluss doch 
für die Notwendigkeit, eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen. Nach Vorlage der Nachtragshaus-
haltssatzung bei der Rechtsaufsicht erfolgte deren Genehmigung mit Schreiben vom 13.11.2024. 

Die Eckdaten des ursprünglichen Haushaltes und des Nachtragshaushaltes stellten sich wie folgt dar: 

 

Ergebnishaushalt           (in Mio. €) Plan 2022 Plan 2023 Plan 2024 Nachtrag 2024 

Erträge  
(ohne innere Leistungsverrechnungen) 

134,4 136,7 137,10 86,12 

Aufwendungen  
(ohne innere Leistungsverrechnungen) 

132,9 129,9 134,83 110,64 

Jahresergebnis +1,5 +6,8 +2,27 -24,52 

 
Doppische Rechnungsergebnisse stehen noch nicht fest. Daher können hier nur die Planzahlen im Jah-
resvergleich dargestellt werden. 

Dem Vernehmen nach haben die meisten Gemeinden, die auf die Doppik umgestellt haben, den 
Zeitbedarf für die Erfassung und Bewertung ihres Vermögens als zu gering eingeschätzt und sind 
im Verhältnis zu diesem Aufwand zu zeitig in das doppische Buchungssystem umgestiegen. 
Dies ist auch bei der Stadt Forchheim der Fall. Hinzu kommt, dass die Bilanzbuchhalter-Stelle in 
der Stadtkämmerei gerade in einer herausragend wichtigen Phase des Doppik-Umstiegs für ein 
halbes Jahr in 2010 nicht besetzt war. Die Zeit der Nichtbesetzung fiel gerade auf das erste halbe 
Jahr der doppischen Haushaltsführung, in dem ein außerordentlich großer Auskunftsbedarf aller 
Abteilungen hinsichtlich des gerade erst angelaufenen Echteinsatzes der doppischen Buchfüh-
rungsweise bestand, und in dem man ansonsten offensiv auf eine Eröffnungsbilanz hätte hinarbei-
ten können. 
Bei einigen Städten, die auf die Doppik umstellten, wurden in der Finanzverwaltung Stellen aufge-
baut. Von zumindest einer Stadt ist bekannt, dass ein Bilanzbuchhalter mit entsprechender Ein-
gruppierung aus der Privatwirtschaft akquiriert wurde. Beides war bei der Stadt Forchheim nicht 
der Fall. Zudem dauerte es auch bei solchen Städten, die Personal eingestellt hatten, zwei oder 
mehr Jahre, bis die Eröffnungsbilanz stand. 
Zwar konnte die Eröffnungsbilanz auf den 01.01.2010 zunächst am 27.02.2014 vom Stadtrat be-
schlossen werden (FinA 18.2.2014, Drs. 2014/024). Jedoch wurden im Zuge einer Vorprüfung 
durch den Bay. Kommunalen Prüfungsverband im letzten Quartal 2014 höhere Hürden für die Er-
öffnungsbilanz aufgebaut, derer sich auch die Stadt Forchheim nicht erwehren konnte. 
Die Vermögenserfassung und -bewertung musste aus diesen Gründen erneut in Gang gesetzt wer-
den. Die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2010 konnte schließlich am 19.12.2018 vom Stadtrat 



Vorbericht 3

beschlossen werden. Eine Prüfung durch den BKPV und die örtliche Rechnungsprüfung erfolgte 
ohne nennenswerte Beanstandungen. 
Ein doppischer Jahresabschluss benötigt jedoch die Ausgangswerte aus einer Eröffnungsbilanz. 
Derzeit befindet sich die Bilanzbuchhaltung der Stadt Forchheim in der Aufarbeitungsphase der 
offenen Jahresabschlüsse. Angepeilt ist, drei bis vier Jahresabschlüsse pro Jahr zu erstellen, so 
dass man im Jahr 2028 wieder auf dem aktuellen Stand sein dürfte. Die Stadt Forchheim wird 
einstweilen weiterhin mit einer der Kameralistik vergleichbaren Betrachtungsweise der Zahlungs-
ströme auskommen müssen.1 

 
Dagegen kann der Finanzhaushalt 2024 zusammen mit seinen Abschlusszahlen dargestellt werden: 

 Finanzhaushalt        (in Mio. €) 

2022 2023 
 2024 

„Ist“ ² 3 „Ist“ ² 3 Plan ² 
Plan 
NHH² 

„Ist“ ² 3 Abweichung  
 (zum NHH)2 

S1 
Einzahlungen aus lfd.  
Verwaltungstätigkeit 

120,2 142,0 116,2 66,2 67,0 -49,2 
(+0,8) 

S2 
Auszahlungen aus lfd.  
Verwaltungstätigkeit 

-99,5 -116,3 -116,3 -103,9 -104,7 11,6 
(-0,8) 

S3 
Saldo aus laufender  
Verwaltungstätigkeit 

+20,7 +25,8 -0,1 -37,7 -37,6 -37,5 
(+0,1) 

        

S4 
Einzahlungen aus Investiti-
onstätigkeit 

9,5 5,8 18,7 18,4 9,4 -9,3 
(-9,0) 

S5 
Auszahlungen aus Investiti-
onstätigkeit 

-27,5 -31,5 -73,7 -66,8 -32,9 40,8 
(33,9) 

S6 
Saldo aus Investitionstätig-
keit 

-18,0 -25,7 -55,0 -48,5 -23,5 31,5 
(+24,9) 

        

S7 
Finanzierungsmittelüber-
schuss (+) / -fehlbetrag (-) 

+2,7 +0,1 -55,1 -86,2 -61,2 -6,1 
(+25,0) 

        

S8 
Einzahlungen aus Finanzie-
rungstätigkeit (Kredite) 

0,7 0,0 0 30,0 25,0 25,0 
(5,0) 

S9 
Auszahlungen aus Finanzie-
rungstätigkeit (Tilgungen) 

-1,1 -2,7 -1,0 -1,0 -0,9 -0,1 
(0,0) 

S10 
Saldo aus Finanzierungs-
tätigkeit 
 (= Nettoneuverschuldung) 

-0,3 -2,7 -1,0 +29,0 +24,1 25,1 
(-5,0) 

        

S11 Saldo des Finanzhaushalts 
(insgesamt) +2,4 +2,6 -56,1 -57,0 -37,1 19,0 

(+20,0) 

 
Anhand des Finanzhaushaltes im Rechnungsjahres 2024 ist deutlich zu erkennen, welche gravierenden 
Auswirkungen der plötzliche Gewerbesteuerausfall im Jahr 2024 für die Stadt Forchheim zur Folge hatte.  

Sowohl im Plan wie auch im Ist – hier insbesondere am Saldo S7 – wird deutlich, dass die Stadt Forch-
heim im Jahr 2024 von Reserven aus Vorjahren zehren musste. Die selbst erwirtschafteten Mittel reich-
ten schon in der Planung nicht aus, um alle Ausgaben zu leisten. 

Der im Ist weniger negativ ausgefallene Saldo S11 kann folgendermaßen erläutert werden: 

Der massive Gewerbesteuerausfall (-51,3 Mio. €) sorgte trotz stellenweiser positiver Entwicklung bei ein-
zelnen anderen Positionen für einen deutlichen Einbruch der laufenden Einzahlungen, die gegenüber 
dem ursprünglichen Plan um -49,2 Mio. € abnahmen. Trotz der Haushaltssperre konnten die laufenden 

 
1 Zu dieser Thematik sehr ausführlich siehe Beschlussvorlage „Jahresabschlüsse, doppische; Beschleunigung der Rückstandsbear-
beitung, Nichtvergleichbarkeit mit Urteilsfall Gemeinde Weissach, Baden-Württemberg“ mit allen ihren Anlagen, Drucksache 
2021/453 im Finanzausschuss 01.12.2021, Stadtrat 14.12.2021 
2 Unstimmigkeiten zwischen den einzelnen Salden sind rundungsbedingt. 
3 Die Zahlen sind vorbehaltlich eines offiziellen Jahresabschlusses. 
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Auszahlungen nur um 11,6 Mio. € reduziert werden. So ergab sich eine Verschlechterung des Saldos aus 
laufender Verwaltungstätigkeit (S3) von -37,5 Mio. €. 

Der investive Haushalt schloss mit nur rund der Hälfte der avisierten Einzahlungen, was darauf zurückzu-
führen ist, dass Zuschüsse im geplanten Umfang teils nicht abgerufen werden konnten. Sind Zuschüsse 
bewilligt, besteht jedoch ein Rechtsanspruch auf sie, diese gehen dann später zu. Hierbei handelt es sich 
also um eine Verschiebung und nicht um einen Einnahmeausfall. 

Die Investitionen blieben jedoch um 40,8 Mio. € hinter dem Ansatz zurück. Ist ein Zurückbleiben hinter 
dem Ansatz in diesem Bereich nichts Ungewöhnliches, so zeigen sich hier jedoch auch die Auswirkungen 
der Haushaltssperre. Dies sorgte für eine spürbare Entlastung des „angeschlagenen“ 2024er Haushaltes. 
Dennoch erzeugte auch der Bereich der Investitionstätigkeit einen Auszahlungsüberhang, sprich ein „Mi-
nus“ (mit -23,5 Mio. €). 

Gegenüber dem Plan, der ein Minus der aus eigener Kraft aufgebrachten Finanzierungsmittel von -55,1 
Mio. € angesetzt hatte, erhöhte sich dieses Minus damit trotz des Gewerbesteuerausfalls und dank der 
„Einsparungen“ nur um moderate 6,1 Mio. € auf -61,2 Mio. €. 

Erst die mit dem Nachtragshaushalt beschlossenen, umfangreichen Kreditaufnahmen (25 Mio. €) brach-
ten eine Entlastung dahingehend, dass sich der Saldo S11 auf -37,1 Mio. € verbessern konnte. 

 
 
 

Das Haushaltsjahr 2025 
 

Haushalt 
 
Der Saldo des Ergebnishaushalts (Jahresergebnis) gemäß Eckdaten von -15,9 Mio. € war – wie schon im 
Vorjahr und zuvor zuletzt 2020 – negativ. In diesem Jahr, jedoch in einem deutlichen, alarmierenden Um-
fang. Nach den Haushaltsberatungen konnte ein Ergebnishaushalt in Höhe von -15,3 Mio. € beschlossen 
werden – mithin konnte somit trotz eingeschränkten Rahmens für Einsparungen eine leichte Reduktion 
der Belastung erzielt werden.  
In der Stadtratssitzung vom 27.02.2025, in welcher der Haushalt in der Regel nur noch beschlossen wird, 
erfuhr er jedoch noch Änderungen, sodass sich das Jahresergebnis erneut auf -15,9 Mio. € verschlech-
terte.  
So war es in diesem Jahr - wie in einigen weiteren Jahren seit Einführung der Doppik – nicht möglich, 
den Ergebnishaushalt gemäß § 24 KommHV-Doppik auszugleichen3. 
 
Die Rahmendaten zeigen sich wie folgt (in Mio. €): 

Ergebnishaushalt Plan 5 Ist Abweich. 

Erträge   (ohne innere Leistungsverrechnungen 113,044 Doppisches Rech-
nungsergebnis steht 
noch nicht fest.4 

Aufwendungen   (ohne innere Leistungsverrechnungen) 128,994 

Jahresergebnis -15,950 
 
In den Jahren mit negativen Saldo des Ergebnishaushalts war die Stadt Forchheim bisher gezwungen, 
für die Haushaltsgenehmigung erneut auf die deutlich niedrigere Schwelle der kameralistischen „Mindest-
zuführung“ abzuzielen. Diese meint, dass der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit des Finanzhaus-
halts in dem Maße positiv ausfallen muss, wie Auszahlungen für Kredittilgungen geleistet werden müs-
sen. – Die Tilgungen müssen also aus dem laufenden Geschäft heraus erwirtschaftet werden, so der 
Grundsatz. Diese Mindestsumme hat demnach eine große Bedeutung für eine Einschätzung des 

 
3 § 24 – Haushaltsausgleich: „(1) 1Der Ergebnishaushalt soll in jedem Jahr ausgeglichen sein. 2Er ist ausgeglichen, wenn unter Be-
rücksichtigung von ausgleichspflichtigen Fehlbeträgen aus Vorjahren und heranziehbaren Rücklagen der Gesamtbetrag der Erträge 
den Gesamtbetrag der Aufwendungen erreicht oder übersteigt.“ 
4 Siehe dazu ausführlich Kommentar auf Seite II. 
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Ergebnisses des laufenden Geschäftsgangs bei der Stadt Forchheim. Die „Mindestzuführung“ dient der 
Kommunalaufsicht im Genehmigungsverfahren als Rechengröße zum Vergleich mit den kameralistischen 
Gemeinden, denen gegenüber die doppischen Gemeinden laut Bayerischem Innenministerium4 nicht in 
Nachteil gesetzt werden sollen. 
In diesem Jahr war es jedoch wie im Vorjahr just jene Mindestzuführung, die im Planentwurf und auch im 
beschlossenen Haushaltsplan nicht erzielt werden konnte.  
 
 
Die Rahmendaten zum Finanzhaushalt 2025 zeigen sich wie folgt (in Mio. €): 

 

Finanzhaushalt Plan 5 Ist 5 6 Abweich.5 

S1 Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 86,5 86,8 -0,3 

S2 Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit -118,1 -106,2 -11,8 

S3 Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -31,5 -19,4 -12,1 

S4 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 19,7 9,6 10,1 

S5 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -58,7 -34,7 -24,0 

S6 Saldo aus Investitionstätigkeit -39,0 -25,0 -14,0 
     

S7 Finanzierungsmittelüberschuss/-fehlbetrag -70,5 -44,5 -26,0 
     

S8 Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit (Kredite) 25,0 25,0 0,0 

S9 Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit (Tilgungen) -3,1 -3,0 -0,1 

S10 Saldo aus Finanzierungstätigkeit (= Nettoneuverschuldung) 21,9 22,1 -0,1 

S11 Saldo des Finanzhaushalts (insgesamt) -48,5 -22,4 -26,2 

 
Anhand des Finanzhaushaltes im Haushaltsjahr 2025 ist weiterhin deutlich zu erkennen, welche gravie-
renden Auswirkungen der nachhaltige Gewerbesteuereinbruch des Jahr 2024 für die Stadt Forchheim zur 
Folge hat. Dieser führte auch 2025 zu einem negativ ausgefallenden Saldo (S11). 

Sowohl im Plan als auch im Ist – hier insbesondere am Saldo S7 – wird deutlich, dass die Stadt Forch-
heim im Jahr 2025 von Reserven aus Vorjahren zehren musste. Die selbst erwirtschafteten Mittel reich-
ten schon in der Planung nicht mehr aus, um alle Ausgaben zu leisten. 

Die noch vorhandene Liquidität musste dem laufenden Geschäft zur Verfügung gestellt werden und 
konnte nicht für Investitionen herangezogen werden. Daher mussten im Jahr 2025 Kreditaufnahmen ein-
geplant werden, was die Genehmigungspflicht des Haushaltes auslöste (vergleiche Art. 71 Abs. 2 S. 1 
GO). 

Ebenso lösten die veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen eine Genehmigungspflicht aus (Art. 67 
Abs. 4 GO), da in den Jahren, zu deren Lasten sie eingeplant sind, Kreditaufnahmen geplant sind. 

 
4 Auszug aus dem Schreiben des BayStMI vom 21.09.2009 an die Regierungen und Bezirke zu verschiedenen Fragen bezüglich 
Haushalt und Finanzplanung, Zeichen IB4-1512.5-9, Punkt „4.4.2 - Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit“: „Die dauernde 
Leistungsfähigkeit bleibt unabhängig vom Buchungsstil zentrales Kriterium für die Genehmigung. Wesentliche Anhaltspunkte dafür 
liefert in der Kameralistik die Zuführung vom Verwaltungs- zum Vermögenshaushalt. In der Doppik bleibt die Trennung zwischen 
laufender Verwaltungs- und Investitionstätigkeit erhalten und zwar im Ergebnis- ebenso wie im Finanzhaushalt. Das erlaubt, von 
vergleichbaren Überlegungen auszugehen wie in der Kameralistik. Der kameralen Zuführung vom Verwaltungs- zum Vermögens-
haushalt entspricht in der Doppik im Wesentlichen der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit, wobei es für die Beurteilung der 
dauernden Leistungsfähigkeit vertretbar erscheint, den betragsmäßig geringen Unterschied zwischen kameralen Einnahmen und 
Ausgaben und doppischen Einzahlungen und Auszahlungen zu vernachlässigen. Im Interesse einer kontinuierlichen Haushaltsbe-
trachtung wird bei der rechtsaufsichtlichen Würdigung kommunaler Haushalte und der Genehmigung von Krediten in den ersten 
Jahren nach der Umstellung auf die Doppik besonders auf den Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit und die Übersicht der dau-
ernden Leistungsfähigkeit zu achten sein. […] und die Einhaltung der Grundsätze über den Haushaltsausgleich, insbesondere auf 
Ergebnisebene hinzuwirken. Denn die grundsätzliche Verpflichtung zum Ausgleich des Ergebnishaushaltes bleibt unberührt.“ 

5 Unstimmigkeiten zwischen den einzelnen Salden sind rundungsbedingt. 
6 Die Zahlen sind vorbehaltlich eines offiziellen Jahresabschlusses. 
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Aufgrund der genehmigungspflichtigen Bestandteile des Haushaltes musste dieser der Rechtsaufsicht 
zur Genehmigung vorgelegt werden, dies erfolgte am 29.04.2025. Erst nach deren Genehmigung, näm-
lich am 08.08.2025, durfte die Haushaltssatzung bekannt gemacht werden und trat somit erst dann (rück-
wirkend zum 01. Januar des Jahres) in Kraft. 
 
 

Kassenlage 
 
Die Zahlungsbereitschaft der Stadtkasse war während des ganzen Jahres gewährleistet. Alle fälligen 
Auszahlungen konnten termingerecht erfolgen. 

 
Der Kassenbestand benötigte im Mehrjahresvergleich Verstärkungen laut folgender Grafik: 

 

Kurzfristig aufgenommene Kassenkredite sind als dunkelblaue Linie eingezeichnet. An dieser ist zu 
erkennen, dass der Liquiditätsbedarf innerhalb eines Jahres häufig kräftig schwankt. Hauptursache 
ist, dass die Stadt Forchheim ihre Einnahmen nicht gleichmäßig monatlich einziehen kann, sondern 
den Großteil ihrer liquiden Mittel an diversen Steuerterminen erhält. 
 
 

Neben der Aufnahme von Kassenkrediten mit einem festen Betrag für eine festgelegte Dauer ist es der 
Stadtkasse möglich, Kontokorrentkredite aufzunehmen. 2025 wurden keine Kontokorrentkredite in An-
spruch genommen. 
 
Der in der Haushaltssatzung festzulegende Höchstbetrag der Kassenkredite ist begrenzt durch den Art. 
73 Abs. 2 der Gemeindeordnung. Er liegt bei einem Fünftel der im Finanzhaushalt veranschlagten „Ein-
zahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit“. Letztere lagen bei der Stadt Forchheim in 2025 bei 
rd. 86,8 Mio. €; die Regelgrenze für Kassenkredite errechnete sich demnach mit rd. 17,3 Mio. €. In die 
Haushaltssatzung wurden diese 17,3 Mio. € als Ermächtigung aufgenommen. Dieser Rahmen wurde je-
doch im Jahr 2025 nicht in Anspruch genommen. 
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Schulden 
 
Für 2025 bestand gem. Haushaltssatzung eine Ermächtigung für Kreditaufnahmen in Höhe von insge-
samt 25 Mio. €, davon 5. Mio. € übertragene Kreditermächtigung aus 2024. Die Kredite wurden in voller 
Höhe in 2025 aufgenommen. 

Für das Haushaltsjahr wurde mit einer ordentlichen Tilgung in Höhe von 3,05 Mio. € (2024:  953 T€ / 
2023:  1,2 Mio. €) geplant, wovon tatsächlich 2,9 Mio. € ordentlich getilgt wurden. Die Abweichung zum 
Plan ist darauf zurückzuführen, dass zusätzlich zu den bereits aufgenommenen Krediten mit der Auf-
nahme eines Kredits in Höhe der ordentlichen Tilgung als Puffer kalkuliert wurde und hierfür anteilig Zins- 
und Tilgungszahlungen angesetzt werden. Dieser Kredit musste im Jahr 2025 nicht aufgenommen wer-
den, da die Tilgungszahlungen durch den laufenden Haushalt und die Liquidität verausgabt werden konn-
ten (ca. 145 T €). 

Der Schuldenstand der Investitionskredite sollte somit zum 31.12.2025 – gemäß Plan! – 51,61 Mio. € be-
tragen (Im Ist: 2024: 29,51 Mio. €  /  2023: 5,48 Mio. €  /  2022 7,24 Mio. €). Je Einwohner wären dies 
1.536 € (2024: 878 € / 2023: 165 € / 2022: 221 €). 

Neben den „investiven Schulden“ bestehen noch Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften 
wie Rentenverträge, Forfaitierung und Leasing, die sich – gemäß Plan! – auf rd. 1,0 Mio. € (2024: 1,2 
Mio. €  /  2023: 2,4 Mio. €  /  2022: 1,5 Mio. €) addieren. In die offizielle Schuldenstatistik des Bayerischen 
Landesamtes für Statistik fließen diese beiden Werte mit ein, so dass sich ein Planschuldenstand zum 
31.12.2025 in Höhe von 52.615.934 € errechnet. 

Nicht zu den Schulden hinzugerechnet werden Bürgschaften (Stand 31.12.2025: 25,548 Mio. €) sowie 
Verbindlichkeiten aus ÖPP-Projekten, Energie-Contracting und Schuldenübernahmen (je 0 €). 

Kassenkredite wurden im Jahr 2025 nicht in Anspruch genommen. Zum Ende des Haushaltsjahrs war ein 
Liquiditätsbestand von rd. 5,53 Mio. € geplant (Im Ist 2024: 51,34 Mio. € / 2023: 88,4 Mio. € / 2022: 92,6 
Mio. € / 2021: 91 Mio. €). Dieser wird gemäß Haushalts- und Finanzplanung im Zeitraum der mittelfristi-
gen Finanzplanung für Investitionsausgaben verwendet. Somit war im Jahr 2025 ein Verbrauch an Liqui-
ditätsreserven aus den Vorjahren in Höhe von rund 48,5 Mio. € geplant. 

 
 
 

Das   H A U S H A L T S J A H R   2 0 2 6 
 
Die Haushaltsaufstellung 2026 begann traditionell bereits im Sommer des Vorjahres 2025 mit der Auffor-
derung der Kämmerei an die Referate, die Mittel für den kommenden Haushalt anzumelden. Auch die 
Fraktionen im Stadtrat wurden gebeten, Anträge für den Haushalt 2026 einzureichen. 

Diese erste Phase der Mittelanmeldung mündete sodann in die verwaltungsinternen Vorberatungen zum 
Haushalt, in denen bereits erste Streichungen vorgenommen werden konnten und mussten. Denn der 
Haushalt stand weiterhin unter dem Eindruck der „neuen Realität“ der deutlich geringeren Gewerbesteu-
ereinnahmen. Eine Vielzahl an Nachmeldungen floss in den Haushalt ein. Nachmeldungen sind in der 
Regel unvermeidbar, denn je näher das Haushaltsjahr rückt, desto exakter kann man in der Regel ‚seine‘ 
Ansätze beziffern und zur ursprünglichen Mittelanmeldung nachkorrigieren. Der Ergebnishaushalt und 
der Investitionsplan für die Haushaltsberatungen wurden in Besprechungen des Oberbürgermeisters, des 
Bürgermeisters, der Kämmerei und der Referatsleiter entworfen. 
 
In der Finanzausschusssitzung vom 03.12.2025 wurden die Haushaltsanträge der Fraktionen vorgestellt 
und beraten (Drs. 2025/390, TOP 4). 
Nach dem Ende der verwaltungsinternen Beratungen ergaben sich folgende Eckwerte 2026 (in Mio. €),  
von denen der Finanzausschuss am 04.02.2026 (Drs. 2026/041, TOP 5) in Kenntnis gesetzt wurde: 
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 2024 
2024 
NHH 

2025 2026 
(Stand 23.01.2026) 

Deckungsmittel aus dem Sonderbudget 100 52,34 14,17 19,83 55,11 
Personalkosten (einschl. Deckungsreserve) -37,04 -35,75 -33,84 -36,88 
Sammelnachweise -7,55 -6,23 -5,86 -7,49 
Zuschuss an die Budgets  18,59 -27,81 -19,86 10,74 
Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit -10,81 -43,19 -31,51 -8,36 
Verbesserungsbedarf im laufenden Finanz-
haushalt (Zielsetzung für die Haushaltsbe-
ratung) 

- - - 
 

- 

Kreditaufnahmen 0 k. A. k. A. k. A. 
Nachrichtlich: Saldo des Ergebnishaushalts -11,38 -40,90 -15,94 -8,54 

 
Die Meldungen des Bayerischen Landesamtes für Statistik zu Steuerkraft und Umlagekraft erhielt die 
Stadt Forchheim Mitte November 2025. Der Schlüsselzuweisungsbescheid ging ihr Anfang Dezember 
2025 zu. Erstmals seit 2020 erhält die Stadt Forchheim wieder Schlüsselzuweisungen in Höhe von 
17,033 Mio. €. 

Die Höhe des Kreisumlagesatzes war in diesem Jahr zu Beginn der Haushaltsberatungen noch nicht 
endgültig festgestanden. Die Stadt musste daher mit einer gewissen Unwägbarkeit planen. Gerechnet 
wurde mit einem Kreisumlagesatz in Höhe von 57,9 v.H.. 

Nach weiteren Streichungsrunden, in welchen nun insbesondere der Investitionshaushalt in den Blick ge-
nommen wurde, konnten dem Finanzausschuss folgende Eckwerte (in Mio. €) vorgelegt werden: 
 

 
Stand 

23.01.2026 
Stand 

17.03.2026 
Verbesserung / 

Verschlechterung 

Deckungsmittel aus dem Sonderbudget 100 55,11 59,71 +4,60 
Personalkosten (einschl. Deckungsreserve) -36,88 -36,75 -0,13 
Sammelnachweise -7,49 -6,22 -1,47 
Zuschuss an die Budgets  10,74 16,75 +6,01 
Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit -8,36 -2,02 -6,34 
Verbesserungsbedarf im laufenden Finanzhaus-
halt (Zielsetzung für die Haushaltsberatung) 

 
- 

- - 

Kreditaufnahmen k. A. k. A. - 
Nachrichtlich: Saldo des Ergebnishaushalts -8,54 -6,77 -1,77 

 

Somit ergaben sich vor den Haushaltsberatungen folgende Eckdaten: 

  Ansatz Ansatz Änderung 

Haushalt 2026 2026 2025   

Eckdaten - vor   Haushaltsberatungen in Mio. € in Mio. € in Mio. € 

        
A. Ergebnishaushalt       
Erträge (ohne Innere Leistungsverrechnungen) 126,253 113,044 13,209 

Aufwendungen  (ohne Innere Leistungsverrechnungen) 133,024 128,984 4,040 

Jahresergebnis (Doppik) -6,771 -15,940 9,169 

 
B. Finanzhaushalt     

Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 123,358 86,537 36,821 

Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 117,880 118,056 -0,176 

Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 5,478 -31,519 36,997 
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Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 16,693 19,721 -3,028 

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 56,586 58,690 -2,104 

Saldo aus Investitionstätigkeit -39,893 -38,969 -0,924 

 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit (Kredite) 43,500 25,000 18,500 

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit (Tilgungen) 17,280 3,050 14,230 

Saldo Finanzierungstätigkeit (Nettoneuverschuldung) 26,220 21,950 4,270 

 

Saldo des Finanzhaushalts -8,195 -48,538 40,343 

 
C. Verpflichtungsermächtigungen 23,799 28,930 -5,131 

 
Tilgung (=Mindestzuführung) 17,280 3,050 14,230 

Zinsen 1,253 0,955 0,298 

D. Schuldendienst (insgesamt) 18,533 4,005 14,528 

 
E. größere Einzelpositionen aus laufendem Haushalt     
 
Grundsteuern (ab 2012 = 390 v.H.) 4,870 5,108 -0,238 

Gewerbesteuer (ab 2012 = 350 v.H.) 29,750 18,900 10,850 

Einkommensteuer 26,425 25,460 0,965 

Umsatzsteuerbeteiligung 5,294 4,326 0,968 

Grunderwerbsteuer/Kommunalanteile 1,600 1,150 0,450 

Familienleistungsausgleich 1,970 1,849 0,121 

Schlüsselzuweisungen 17,033 0,000 17,033 
Kommunale Park- und Verkehrsüberwachung  
(einschl. Bußgelder) 

0,880 0,760 0,120 

      
Kreisumlage 57,9% (VJ 49,9, VVJ 41,2) 19,552 38,254 -18,702 

Gewerbesteuerumlage 3,725 1,890 1,835 

Personalkosten (inkl. Versorgungskosten) 36,949 33,957 2,992 

Gebäudeunterhalt (DK 902) 4,791 4,969 -0,178 

 
F. Schuldenstand 
    (ohne Beteiligungen, Straßenentwässerung u. Forfaitie-
rung) 

31.12.2026 
(Plan) 

31.12.2025 
(Ist) 

Änderung 

in Mio. Euro  77,830 51,610 -1,202 

Schuldenstand pro Einwohner  
33.017 lt. BayLAStDV v. 30.10.2024 (VJ 33.610 EW) 

2357 1536 821 

 

Die Haushaltsberatungen fanden im Finanzausschuss am 14. April 20026 statt. Mit Hilfe der bereits in 
den verwaltungsinternen Vorbereitungen getroffenen deutlichen Streichungen wurde insbesondere der 
Ergebnishaushalt intensiv beraten. 
 
Die Sitzung wurde von Herrn Bürgermeister Schönfelder geleitet. 
Die Beratungen wurden eingeleitet mit Vorbemerkungen der Stadtkämmerin Sonja Kohlmann-Huberth 
zum Haushaltsentwurf 2026 (es gilt das gesprochene Wort): 
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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Schönfelder, 
sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Dr. Prechtel, 
sehr geehrte Stadträtinnen und Stadträte, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Verwaltung, 
 
ich möchte vorab zu meiner diesjährigen Rede betonen, dass sie aus arbeits- und sitzungsökonomischen 
Gründen etwas kürzer ausfällt als in den Jahren zuvor, denn uns steht heute ein großes Arbeitspensum 
in dieser Sitzung bevor. Ich bin für effizientes Arbeiten in der Verwaltung und möchte da selbst gern mit 
gutem Beispiel vorangehen: nach der Lektüre meines 13-seitigen Sitzungsvortrags hoffe ich, dass sich 
der Eindruck verstärkt hat, dass ein Ruck durch Forchheim gehen muss! Wir müssen konsolidieren, wo 
es nur möglich ist! Denkverbote darf es nicht geben. Auch auf die Gefahr hin, mich zu wiederholen, seit 
zwei Jahren betone ich gebetsmühlenartig, dass die finanzielle Lage ernst ist und mehr als herausfor-
dernd und dass die bisherigen Anstrengungen der Konsolidierung nicht reichen werden.  
 
Das Jahr 2026 wird aufgrund der Wirkungen des Finanzausgleichs in Bezug auf Kreisumlage und Schlüs-
selzuweisungen das vermutlich einzige Jahr des Finanzplanzeitraums, das eine sog. Freie Finanz-
spanne erwirtschaften kann und deshalb voraussichtlich einen genehmigungsfähigen Haushalt erhält. 
Ab 2027 sieht es düster aus: wir erwirtschaften keinerlei Plus im laufenden Saldo, können uns nicht mal 
mehr die Kredittilgungen leisten, geraten ab 2028/2029 in die Situation, dass wir nur noch durch Kassen-
kredite unser tagtägliches Geschäft finanzieren werden können. Das heißt zum einen, wir erhalten 
höchstwahrscheinlich keine genehmigten Haushalte, stehen damit komplett unter der Aufsicht der Kom-
munalaufsicht des Landratsamtes und haben zum anderen durchgängig haushaltslose Zeit. Das alles 
muss uns wachrütteln! Wir als Stadt, da meine ich die gesamte Verwaltung, Stadtrat und Stadtspitze, sind 
gefragt, tiefe Einschnitte der Konsolidierung voranzutreiben!  
 
Das letzte Haushaltsjahr war bei uns in der Finanzverwaltung geprägt von Konsolidierungsgesprächen, 
die wir mit der Verwaltung geführt haben und der Erstellung unseres Haushaltssanierungskonzepts, 
das kontinuierlich fortgeschrieben werden muss. Vieles wurde tatsächlich schon angestoßen und umge-
setzt, vor allem auf der Einnahmeseite konnten durch Gebührenerhöhungen und auch einer Erhöhung 
der Gewerbesteuer schon Verbesserungen erreicht werden, aber auf Seiten der Ausgaben waren wir 
meiner Meinung nach zu zögerlich. Ich befürchte, es wird jedoch nicht ohne Zumutungen für den Stadt-
rat, die Verwaltung und die Bürgerschaft gehen, die Haushaltslage zu verbessern.  
Eine solche Zumutung, die wir bei der Aufstellung des Haushalts bereits verpackt haben, ist die Andie-
nung der Anteilsrechte der Pfründnerstiftungen an den Landkreis Forchheim. Ich halte es für nicht mehr 
vertretbar, in unserer Haushaltslage, an dieser freiwilligen Aufgabe festzuhalten! Für die Stadt Forchheim 
wird dies zunehmend zum unkalkulierbaren Risiko und der Forchheimer Bürger bzw. Bürgerin darf nicht 
schlechter gestellt werden, als eine Landkreisbürger, was die Pro-Kopf-Defizitbelastung anbelangt. 
 
Was mich persönlich als Bürgerin und als Kämmerin nachdenklich stimmt, ist, dass es zusehends in den 
kommunalen Haushalten zu einer Unwucht kommt. Wir sind leider ein gutes Beispiel dafür, dass es 
selbst bei Verzicht auf die meisten freiwilligen Leistungen nicht zu einer Verbesserung der Lage im Er-
gebnishaushalt, also einem deutlich positiven laufenden Saldo kommen würde.  
Die viel zitierte strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen setzt sich immer mehr fest und lähmt 
uns. Dabei sind die Kommunen die Orte, wo sich das Leben und der Alltag der Menschen abspielt. Wenn 
nur noch Geld für Pflichtaufgaben da ist, ist meines Erachtens nach kurz- bzw.- langfristig der gesell-
schaftliche Zusammenhalt gefährdet. Was die Kommunen dringend bräuchten, wäre Wirtschaftswachs-
tum und echte Reformen zur Verbesserung der Finanzierung der untersten staatlichen Ebene. 
 
Leider legt sich beim Blick auf das dringend benötigte Wirtschaftswachstum meine Stirn in Sorgenfal-
ten: erst letzte Woche bei der Gemeinschaftsprognose der Wirtschaftsinstitute sprach Ifo-Konjunkturchef 
Timo Wollmershäuser davon, dass wir uns an ein Null-Wachstum wohl gewöhnen werden müssen. Dies 
liegt an vielen Faktoren, darunter strukturelle, demographische und Bürokratiehemmnisse. Dabei ist der 
Haushalt der Stadt Forchheim in hohem Maße von den Steuereinnahmen, insbesondere der Gewerbe-
steuer, abhängig. Das mussten wir in 2024 durch die große Gewerbesteuerrückzahlung leidvoll erleben. 
Im Rahmen unserer Standort-Möglichkeiten muss es gelingen einen Branchenmix in Forchheim zu etab-
lieren, um die Abhängigkeit von großen Steuerzahlern zu reduzieren. 
 
Auch die Auswirkungen des anhaltenden Irankriegs führen zu einem globalen Wirtschaftskrisenrisiko, 
das man noch gar nicht abschätzen kann. Ich möchte jedoch an dieser Stelle dafür plädieren, dass wir 
auf die Deckungsreserve aus Vorsichtsgründen einen Aufschlag für Energie- und Rohstoffkosten von 
mind. 300.000 EUR vorsehen. 
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Multiple globale Krisen, Klimakrise, Flüchtlingskrise, Ukrainekrieg, Irankrieg und der zunehmende Ein-
fluss von Künstlicher Intelligenz mit noch unbekannten Konsequenzen; die Auflistung ließe sich beliebig 
verlängern und lässt viel von uns ratlos und frustriert zurück, wie man vor Ort mit den jeweiligen Auswir-
kungen umgeht.  
 
Alles in allem können wir in Forchheim, befürchte ich, nicht auf die „große Politik“ warten, wir müssen 
selbst vor Ort anpacken, was wir in unserem Einflussbereich gestalten und verändern können.  
 
Einen großen Dank möchte ich an alle Haushaltsbeteiligten in den Referaten und Ämtern richten, für Ihre 
Mitwirkung an dem uns nun zur Beratung vorliegenden großen Zahlenwerk.  
Unsere Haushaltsrunden mit den Referats-, Stabstellen- und Amtsleitungen fanden stets in guter und kol-
legialer Atmosphäre statt und waren auch bei hartnäckigem Nachhaken meinerseits von Kompromissbe-
reitschaft geprägt. An dieser Stelle möchte ich auch dem scheidenden Oberbürgermeister Dr. Kirschstein 
danken für die gute Zusammenarbeit bei der gemeinsamen Aufstellung der städtischen und stiftischen 
Haushalte in den letzten vier Jahren meiner Zuständigkeit: Erstaunlich für mich war sein Zahlengedächtnis, 
hier konnte er sogar uns Verwaltungsmitarbeiterinnen beeindrucken, wenn wir sie nicht gleich parat hatten. 
Herzlichen Dank Dir, Uwe, für die zurückliegenden Jahre guter und vertrauensvoller Zusammenarbeit durch 
dicke und dünne Haushaltsjahre! 
 
Nun danke ich Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche uns allen einen guten und konstruktiven Sit-
zungsverlauf. 
 
 
Kohlmann-Huberth 
Stadtkämmerin 
 
 
 
 
Der Saldo des Ergebnishaushalts (Jahresergebnis) gemäß Eckdaten von -6,77 Mio. € (Stand zu Beginn 
der HH-Beratungen) war – wie schon in den Vorjahren und zuvor zuletzt 2020 – negativ. Jedoch in die-
sem Jahr in einem deutlich weniger negativen Umfang. Dies erweist sich jedoch nur 2026 als ein Einmal-
effekt aufgrund des Krisenjahres 2024 und ist auf den Zweijahresrhythmus des Finanzausgleichs zurück-
zuführen. Nach den Haushaltsberatungen konnte aufgrund Änderungen ein Ergebnishaushalt in Höhe 
von -6,83 Mio. € beschlossen werden.  
In der Stadtratssitzung vom 28.04.2026, in welcher der Haushalt in der Regel nur noch beschlossen wird, 
erfuhr er jedoch noch Änderungen, sodass sich das Jahresergebnis auf -6,93 Mio. € verschlechterte. Un-
ter anderem wurde eine vorberatend beschlossene Erhöhung der Grundsteuer B zurückgenommen. 
 
Für eine – leichte – Entlastung könnten Bedarfszuweisungen sorgen, die für 2026 erneut beantragt wer-
den sollen. Aufgrund des andauernden massiven Gewerbesteuerausfalls rechnet sich die Stadt Forch-
heim nunmehr Chancen aus, dies für 2026 zu erhalten. Da jedoch nicht eingeschätzt werden kann, ob - 
und falls ja, in welcher Höhe – Bedarfszuweisungen fließen, wurde kein Haushaltsansatz hierfür gebildet. 
 
So war es in diesem Jahr jedoch - wie in einigen weiteren Jahren seit Einführung der Doppik – nicht mög-
lich, den Ergebnishaushalt gemäß § 24 KommHV-Doppik auszugleichen5. 
 
In den Jahren mit negativen Saldo des Ergebnishaushalts war die Stadt Forchheim bisher gezwungen, 
für die Haushaltsgenehmigung erneut auf die deutlich niedrigere Schwelle der kameralistischen „Mindest-
zuführung“ abzuzielen. Diese meint, dass der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit des Finanzhaus-
halts in dem Maße positiv ausfallen muss, wie Auszahlungen für Kredittilgungen geleistet werden müs-
sen. – Die Tilgungen müssen also aus dem laufenden Geschäft heraus erwirtschaftet werden, so der 
Grundsatz. Diese Mindestsumme hat demnach eine große Bedeutung für eine Einschätzung des Ergeb-
nisses des laufenden Geschäftsgangs bei der Stadt Forchheim. Die „Mindestzuführung“ dient der Kom-
munalaufsicht, wie bereits oben erwähnt, im Genehmigungsverfahren als Rechengröße zum Vergleich 

 
5 § 24 – Haushaltsausgleich: „(1) 1Der Ergebnishaushalt soll in jedem Jahr ausgeglichen sein. 2Er ist ausgeglichen, wenn unter Be-
rücksichtigung von ausgleichspflichtigen Fehlbeträgen aus Vorjahren und heranziehbaren Rücklagen der Gesamtbetrag der Erträge 
den Gesamtbetrag der Aufwendungen erreicht oder übersteigt.“ 
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mit den kameralistischen Gemeinden, denen gegenüber die doppischen Gemeinden laut Bayerischem 
Innenministerium6 nicht in Nachteil gesetzt werden sollen. 
In diesem Jahr konnte jedoch, im Gegensatz zum Vorjahr, diese Mindestzuführung, sowohl im Planent-
wurf als auch im beschlossenen Haushaltsplan, erzielt werden.  
 
Der Stadt Forchheim war es zudem nicht möglich, einen genehmigungsfreien Haushalt aufzustellen: Die 
noch vorhandene Liquidität muss dem laufenden Geschäft zur Verfügung gestellt werden und kann somit 
nicht für Investitionen herangezogen werden. Daher mussten im Jahr 2026 Kreditaufnahmen eingeplant 
werden, was die Genehmigungspflicht auslöst (vergleiche Art. 71 Abs. 2 S. 1 GO). 
 
Die veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen lösen in diesem Haushaltsplan auch eine Genehmi-
gungspflicht aus (Art. 67 Abs. 4 GO), da in den Jahren, zu deren Lasten sie eingeplant sind, Kreditauf-
nahmen geplant sind. 
 
Aus der Genehmigungspflicht des Haushaltes folgt folgendes Verfahren bezüglich der Rechtsaufsicht 
(vgl. Art. 65 Abs. 2 und 3 GO): Der Haushalt muss ihr zur Genehmigung vorgelegt werden. Erst nach der 
erfolgten Genehmigung darf die Haushaltssatzung bekannt gemacht werden und tritt erst dann (rückwir-
kend zum 01. Januar des Jahres) in Kraft. 
 
 
 

E R G E B N I S H A U S H A L T 
 
Der Ergebnishaushalt weist folgende Summen aus (in Mio. €): 

 

 HH 2024 NHH 2024 HH 2025 HH 2026 

Erträge (ohne innere Leistungsverrechnungen) 137,101 86,118 113,044 127,033 

Aufwendungen (ohne innere Leistungsverrechnungen) 134,830 110,637 128,984 133,966 

Jahresergebnis +2,271 -24,520 -15,940 -6,933 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
6 Auszug aus dem Schreiben des BayStMI vom 21.09.2009 an die Regierungen und Bezirke zu verschiedenen Fragen bezüglich 
Haushalt und Finanzplanung, Zeichen IB4-1512.5-9, Punkt „4.4.2 - Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit“: „Die dauernde 
Leistungsfähigkeit bleibt unabhängig vom Buchungsstil zentrales Kriterium für die Genehmigung. Wesentliche Anhaltspunkte dafür 
liefert in der Kameralistik die Zuführung vom Verwaltungs- zum Vermögenshaushalt. In der Doppik bleibt die Trennung zwischen 
laufender Verwaltungs- und Investitionstätigkeit erhalten und zwar im Ergebnis- ebenso wie im Finanzhaushalt. Das erlaubt, von 
vergleichbaren Überlegungen auszugehen wie in der Kameralistik. Der kameralen Zuführung vom Verwaltungs- zum Vermögens-
haushalt entspricht in der Doppik im Wesentlichen der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit, wobei es für die Beurteilung der 
dauernden Leistungsfähigkeit vertretbar erscheint, den betragsmäßig geringen Unterschied zwischen kameralen Einnahmen und 
Ausgaben und doppischen Einzahlungen und Auszahlungen zu vernachlässigen. Im Interesse einer kontinuierlichen Haushaltsbe-
trachtung wird bei der rechtsaufsichtlichen Würdigung kommunaler Haushalte und der Genehmigung von Krediten in den ersten 
Jahren nach der Umstellung auf die Doppik besonders auf den Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit und die Übersicht der dau-
ernden Leistungsfähigkeit zu achten sein. […] und die Einhaltung der Grundsätze über den Haushaltsausgleich, insbesondere auf 
Ergebnisebene hinzuwirken. Denn die grundsätzliche Verpflichtung zum Ausgleich des Ergebnishaushaltes bleibt unberührt.“ 
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Die Erträge setzen sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt zusammen: 

 

 

 

In seinen Aufwendungen weist der Ergebnishaushalt im Vergleich zum Vorjahr folgende Zusammensetz- 
ung auf: 
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Wie die vorherige Grafik zeigt, stellen die Steuererträge eine Haupteinnahmequelle der Stadt dar. Sie die-
nen grundsätzlich ohne Zweckbindung zur Deckung aller öffentlichen Aufgaben. Sie setzen sich, neben 
den örtlichen Verbrauchssteuern u.a.. aus den Realsteuern (Grundsteuer A und B sowie Gewerbesteuer) 
zusammen sowie den Gemeindeanteilen aus der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer.  

Die Entwicklung und die Zusammensetzung der Steuererträge aus den Realsteuern sowie den Gemein-
deanteilen aus der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer wird in folgender Grafik nochmal veran-
schaulicht dargestellt: 

 

 
 
Die Auswirkungen der Grundsteuerreform zeigen sich anhand der Tabelle eindeutig. Aufgrund der Um-
qualifizierung der Wohngebäude der Landwirte zur Grundsteuer B hat die Grundsteuer A erheblich an 
Relevanz verloren. 
Bei der Grundsteuer B zeigt sich, was vor der Reform bereits befürchtet wurde. Auch eine Hebesatzan-
passung auf nunmehr 380 v.H. hat lediglich zum Erhalt des Grundsteuerniveaus aus 2024 geführt. Hinzu-
kommen veraltete Datensätze und langwierige Bearbeitungszeiten seitens der Finanzämter. Diese lassen 
eine korrekte Darstellung auch in den kommenden Jahren noch zweifelhaft erscheinen. Widersprüche 
gegen die Bescheide werden zudem nur eingelegt, wenn diese zu einer erwarteten Minderung der Zahl-
last führen. Die Grundsteuerreform hat Behörden auf beiden Seiten nahezu lahmgelegt, für ein Ergebnis, 
das der Stadt Forchheim trotz höherem Hebesatz keinerlei Verbesserung gebracht hat. Für das Haus-
haltsjahr 2026 wurde die Erhöhung des Grundsteuerhebesatzes für die Grundsteuer B in Höhe von 380 
v.H. und damit von +45 v.H. beschlossen, um der Auflage der Haushaltsgenehmigung der Kommunalauf-
sicht aus dem Jahr 2024 gerecht zu werden. Dies wird jährlich zu Mehreinnahmen von rund 750.000 € 
führen. 
 
Bei der Gewerbesteuer 2026 gibt es einen Sondereffekt, der zu unterschiedlichen Ansätzen im Ergebnis- 
bzw. Finanzhaushalt führt. Bedingt durch die Veranlagung von (lukrativen) Messbescheiden im Dezem-
ber 2025, die bedauerlicherweise kassentechnisch erst im Januar 2026 eingegangen sind, differieren die 
Ansätze von Ergebnis- und Finanzhaushalt um 7,5 Mio. €. Da bei der Gewerbesteuer für die Umlage – 
und Steuerkraft ohnehin immer auf das tatsächliche IST abgestellt wird, muss die Darstellung so erfolgen. 
Im Ergebnishaushalt liegt nun der Ansatz bei 29,75 Mio. €, im Finanzhaushalt bei 37,25 Mio. €, weshalb 
auch die Gewerbesteuerumlage, die auf das tatsächliche IST abstellt, bei 3,725 Mio. € angesetzt wurde. 
Dies hat natürlich einen positiven Effekt auf den laufenden Saldo. Hätte die Veranlagung der Gewerbe-
steuer nicht mehr im Dezember 2025, sondern erst im Januar 2026, stattgefunden, wäre somit auch die 
Ergebnisrechnung im Plus, weil damit auch das SOLL in 2026 gebucht worden wäre.  
Fazit aus dieser Konstellation: Künftig wird im Dezember keine Veranlagung mehr stattfinden! 
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In Vorgesprächen mit Steuerpflichtigen ist von gewissen Aufwüchsen auszugehen, die entsprechend ein-
geplant wurden, nähere Auskünfte sind aufgrund des Steuergeheimnisses nicht möglich. 
 
Insgesamt kann von einem ganz leichten Aufwuchs bei den Steuerbeteiligungsbeträgen ausgegangen 
werden. Die Umsatzsteuersteuerbeteiligung hat den deutlichsten Anstieg von fast 1 Mio. € auf jetzt 5,29 
Mio. € vollzogen; der Anstieg der Einkommensbeteiligung liegt bei 450.000 € auf nunmehr 26,43 Mio. €. 
 
 
Die Kreisumlage ist in der Grafik zum Ergebnishaushalt - Aufwendungen im Segment „Transferaufwen-
dungen“ enthalten.  
 
Im Haushalt 2026 wurde die Kreisumlage mit einem Hebesatz von 57,9 % kalkuliert (VJ 48%, VVJ 44 %) 
und schlägt somit mit 19,55 Mio. € (VJ 38,25 Mio. €, VVJ 30,58 Mio. €) zu Buche, fast parallel zum im 
Februar eingebrachten Entwurf des Landkreis-Haushalts, der sie bei 57,8 v.H. beschlossen hat.  
Dies ist sicherlich einer der höchsten Kreisumlagehebesätze Bayerns in 2026. 
 
Der maßgebliche Grund für diesen hohen Anstieg des Kreisumlagehebesatz um fast 10 %-Punkten ist 
sicherlich der beträchtliche Steuereinnahmeneinbruch im Jahr 2024 der Stadt Forchheim, der sich nun 
durch den Umlageverlust der Stadt bei den meisten Landkreiskommunen belastend auswirkt.  
Neben dem Umlagesatz ist nämlich die Steuerkraft der Stadt Forchheim des Vorvorjahres (2024), sowie 
auch 80% der Schlüsselzuweisungen des Vorjahres (2025  0 €) für die Berechnung der Kreisumlage 
ausschlaggebend. 
Das macht in absoluten Beträgen eine Reduktion von 18,7 Mio. € für den städtischen Haushalt aus. Über 
den Hebesatz wurden die Gemeinden seitens des Landkreises frühzeitig informiert, wobei mehrere Säu-
len für die deutliche Anhebung angeführt wurden, wie z.B. die Bezirksumlage, Verlustübernahmen des 
Klinikums und Erhöhung der Kosten für die Kinder- und Jugendhilfe.  
 
Im Landkreis trug die Stadt Forchheim im Jahr 2024 circa 40 % der gesamten Kreisumlage aller Land-
kreisgemeinden. Im Vorjahr waren dies rund 42 %.  
Die landkreisbezogene Umlagekraft ist von 2025 auf 2026 von 189.169.068 € auf 149.409.127 € deutlich 
eingebrochen, wobei der städtische Anteil 2026 hierbei „nur“ noch 23 % beträgt (entspricht 33.767.029 €; 
VJ: 79.692.160 €). 
Ein Punkt Kreisumlage macht also in 2026 genau 337.670 € aus. 
 
In der Finanzplanung wird ab dem Jahr 2027 ein wieder deutlich sinkender Hebesatz von 52 v.H. für die 
KU angenommen, da die städtische Umlagekraft für 2027ff. bedingt durch bessere Steuereinnahmen in 
2025 und die relativ hohen Schlüsselzuweisungen von 17,03 Mio. € in 2026 deutlich steigt. Damit er-
scheint aus Sicht der Stadtkämmerin die Senkung des Hebesatzes seitens des Landkreises möglich und 
auch geboten. 
 
 
Die Entwicklung der endgültigen Kreisumlage wird in folgender Grafik nochmal veranschaulicht darge-
stellt: 
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Ein hohes finanzielles Risko stellt aus städtischer Sicht die Übernahme der Gewährträgerschaft für die 
Tochter der Ver. Pfründnerstiftungen, dem Klinikum, dar. Die letzten Jahre zeigen deutlich steigende De-
fizite, dabei ist die Gesundheitsversorgung laut Landkreisordnung eindeutig eine Aufgabe der Landkreise 
und somit für die Stadt Forchheim eine der kostspieligsten freiwilligen Aufgaben im Haushaltsjahr 2026, 
die auf Dauer nicht leistbar ist. Das im aktuellen Haushalt auszugleichende Defizit beträgt aus dem Ge-
schäftsjahr 2025 voraussichtlich 15 Mio. €, so dass für Landkreis und Stadt jeweils 7,5 Mio. € auszuglei-
chen sind. Der vorliegende Entwurf antizipiert aus Gründen der desaströsen Haushaltslage die Andie-
nung der stiftischen Anteilsrechte an den Landkreis. Um die monetären Auswirkungen einer Nicht-Andie-
nung zu veranschaulichen, haben wir eine gesonderte Aufstellung des Finanzhaushalts in der Anlage 2b 
simuliert. Hierbei wird deutlich, dass die Verschlechterung von insgesamt mind. 17,85 Mio. €, durch neue 
Verlustausgleiche der Jahre 2026ff. und der fehlenden Rückerstattung des 2025er Defizits in 2027, zu 
100 Prozent in die Kassenkreditbelastung eingehen würden. Es bleibt anzuzweifeln, ob Kassenkredite für 
freiwillige Aufgaben seitens der Kommunalaufsicht überhaupt genehmigt werden dürften. 
 
Im Übrigen dürfte durch eine Andienung der Anteilsrechte an den Landkreis, die Gesundheitsversorgung 
in Stadt und Landkreis nicht gefährdet sein, weil die Stadt Forchheim dann, so wie jede andere Kommune 
des Landkreises auch, über die Kreisumlage an den Verlusten beteiligt wäre. 
 
 
 

F I N A N Z H A U S H A L T 
 
Im Finanzhaushalt werden sämtliche Ein- und Auszahlungen dargestellt, das heißt nur die kassenwirksa-
men Finanzvorfälle ohne ‚zahlungsunwirksame‘ Vorgänge wie Abschreibungen, Rückstellungsbuchungen 
und dergleichen. 
 
Er stellt sich für das Planjahr 2026 im Vergleich zu den beiden Vorjahren folgendermaßen dar: 
 

 
in Mio. € 

Plan  
2024 

NHH 
2024 

Plan  
2025 

Plan  
2026 

S1 Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  116,2 66.2 86,5 124,138 

S2 Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit -116,3 -103,9 -118,1 -118,823 

S3 Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -0,1 -37,7 -31,5 +5,315 
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S4 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 18,7 18,4 19,7 16,693 

S5 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -73,7 -66,8 -58,7 -56,561 

S6 Saldo aus Investitionstätigkeit -55,0 -48,5 -39,0 -39,868 
 

S7 Finanzierungsmittelüberschuss/-fehlbetrag -55,1 -86,2 -70,5 -34,554 
      

      

S8 Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit (Kredite) 0 30,0 25,0 43,500* 

S9 Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
(Tilgungen) 

-1,0 -1,0 -3,1 -17,280 

S10 
Saldo aus Finanzierungstätigkeit (=Nettoneuver-
schuldung) 

-1,0 +29,0 +21,9 +26,220 

      

S11 
Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 
(Saldo des Finanzhaushalts insgesamt) 

-56,1 -57,2 -48,5 -8,333 

Unstimmigkeiten zwischen den einzelnen Salden sind rundungsbedingt. 

* setzt sich zusammen aus 30 Mio. € Kreditaufnahmen und 13,5 Mio. € für Umschuldungen 
 
Aufgrund noch vorhandener liquider Mittel aus dem Vorjahr (ca. 28,4 Mio. €) war es möglich, den Finanz-
haushalt mit einem Liquiditätsverbrauch zu beplanen.  
 
 
 

laufende Verwal tungstät igkei t  
 
Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ist das finanzielle Resultat des „laufenden Geschäfts“: 
Er stellt die laufenden Einzahlungen (z. B. Steuereinnahmen) den laufenden Auszahlungen (z. B. Perso-
nalkosten) gegenüber. 
 
Dieser Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit kann, wie weiter oben (S. 13f.) bereits ausgeführt, mit 
der kameralistischen „Zuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt“ verglichen wer-
den. In der Regel ist der Saldo positiv. Dieser Einnahmeüberschuss wird in der Folge dann für Tilgungs-
leistungen von Krediten benötigt. Diese werden nicht als laufendes Geschäft ausgewiesen, vielmehr wird 
die Darlehensaufnahme und Tilgung als eigener Abschnitt „Finanzierungstätigkeit“ geführt. Der nach Ab-
zug der ordentlichen Tilgungsleistungen verbleibende Restbetrag („freie Spanne“) kann wiederum für In-
vestitionen (siehe unten, Investitionshaushalt) verwendet werden. 
 
Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit fällt im Jahr 2026 gegenüber dem Vorjahr (2025: -31,52 
Mio. €) mit 5,31 Mio. € positiv aus.  
Demgegenüber stehen Tilgungsleistungen von rund 3,78 Mio. €. Die Mindestzuführung kann im Jahr 
2026 erreicht werden und generiert eine freie Spanne von 1,53 Mio. €, die für Investitionen zur Verfügung 
steht. 
 

in Mio. € Ist 2024 Plan 2025 Plan 2026 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -37,64 -31,52 5,31 
ordentliche Tilgung -0,92 -3,05 -3,78 
 Überhang des laufenden Saldos über die 
 ordentliche Tilgung 

-38,56 -34,57 1,53 

 
 
In der folgenden Grafik, die die Entwicklung des Saldos aus laufender Verwaltungstätigkeit zeigt, sind bis 
2025 die IST-Ergebnisse eingezeichnet, für 2026 dagegen der Haushaltsansatz: 
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Die oben stehende Grafik zeigt die enormen Schwankungen, denen der laufende Saldo inzwischen unter-
worfen ist. Er konnte im 5-Jahres-Mittel von 2014 bis 2023 kontinuierlich ansteigen.  
Der laufende Saldo hat im Jahr 2017 durch seinen Anstieg das langjährige Mittel verlassen. Nach einem 
Rekordsaldo 2021 sank das Rechnungsergebnis 2022 um über die Hälfte auf immer noch überdurch-
schnittliche 20,7 Mio. €. Für 2023 fiel das Rechnungsergebnis wieder 25 % höher aus. Im Jahr 2024 
stürzte dann der Saldo plötzlich, der unerwarteten Gewerbesteuerrückzahlung geschuldet, auf ein Re-
kordtief von -37,6 Mio. €. Bis 2026 stieg der Saldo wieder knapp in den positiven Bereich an (+5,31 Mio. 
€). Dies liegt aber einzig und allein am Zweijahresrhythmus des Finanzausgleiches. Bedingt durch das 
Krisenjahr 2024 zahlt die Stadt durch die niedrigere Umlagekraft deutlich weniger Kreisumlage und erhält 
zudem erstmalig seit 2020 wieder Schlüsselzuweisungen in beträchtlicher Höhe. 
 
 
 

Investi t ionshaushal t  
 
Bei Investitionen handelt es sich um Auszahlungen für Güter, die in der Bilanz – im Anlagevermögen – 
aufgeführt werden. Hier findet quasi – im Gegensatz zum Ergebnishaushalt, in welchem die Aufwendun-
gen einen „Verbrauch“ von Geld darstellen, also nicht rücktauschbar sind – ein Tausch „Geld gegen Gut“ 
statt. Die größten Positionen entfallen regelmäßig auf Hochbaumaßnahmen wie Gebäudesanierungen 
und Neubauten und auf Tiefbaumaßnahmen wie Straßen- oder Brückensanierungen. Weitere übliche Po-
sitionen sind Grundstückskäufe, Anschaffungen der EDV oder Fahrzeuge für den Bauhof.  
 

Der Investitionshaushalt stellt sich 2026 wie folgt dar (in Mio. €): 

 HH 2024 HH 2025 HH 2026 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 9,41 19,72 16,693 

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -32,95 -58,69 -56,561 

Saldo aus Investitionstätigkeit -23,54 -38,97 -39,868 

Verpflichtungsermächtigungen 37,95 29,23 24,099 
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Einzahlungen aus Investitionstätigkeit entstammen zum überwiegenden Teil aus dem Erhalt von Förder-
mitteln für Baumaßnahmen und zu einem geringen Teil aus Verkäufen von städtischem Vermögen – wie 
etwa Grundstücke oder Fahrzeuge sowie aus Entgelten von Dritten für die eigenen Investitionen. 
 
Von den bislang gebundenen Bundesmitteln für die Kommunen (5 Milliarden Euro) werden in den kom-
menden vier Jahren (2026 bis 2029) 2,9 Milliarden Euro pauschal verteilt. Zwei Milliarden Euro fließen 
über allgemeine Pauschalen und 900 Millionen Euro werden über einen pauschalen Förderzuschlag auf 
förderfähige Maßnahmen (Schulen, Kindertageseinrichtungen) nach Art. 10 BayFAG ausgereicht. 
Im Rahmen der Bekanntgabe der Schlüsselzuweisungen 2026 haben alle Kommunen eine gesonderte 
Mitteilung über den voraussichtlichen Anteil am kommunalen Investitionsbudget nach Art. 12a Abs. 2 bis 
4 BayFAG erhalten. 
Wichtig ist, dass den Kommunen die Budgets aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben – abweichend von 
der Investitionspauschale nach Art. 12 BayFAG – nicht in Form von Vorabpauschalen ausgezahlt werden 
können. Vielmehr können die Budgets erst bei Umsetzung konkreter Investitionsprojekte abgerufen wer-
den. 
Förderfähig sind Investitionsmaßnahmen, die nicht vor dem 1. Januar 2025 begonnen wurden. Das zuge-
wiesene Investitionsbudget muss nach Art. 12a Abs. 4 BayFAG bis spätestens 31. Dezember 2032 abge-
rufen sein. Auf die Stadt Forchheim entfallen in Summe 3.304.000 €, verteilt auf 4 Raten zu je 826.000 €. 
 
Die strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen kann nach Meinung der Unterzeichnerin durch das 
Sondervermögen des Bundes jedoch nicht beseitigt oder dauerhaft verbessert werden. 
 
 
Die Einzahlungen des Investitionsplans können wie folgt gruppiert werden: 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

8,12

15,36 14,53
0,33

2,19

0,91

0,29

1,51

0,59

0,86

0,65

0,65

0

5

10

15

20

25

Ergebnis 2024 Plan 2025 Plan 2026

Investitionsplan - Einzahlungen in Mio. €

Veräußerung von
Finanzvermögen

Veräußerung von
Sachvermögen

Beiträge u. ä. Entgelte

Investitionszuwendungen



Vorbericht 20 

Die Auszahlungen des Investitionsplans weisen folgende Struktur auf: 

 

 

Die Schwerpunkte der Investitionen 2025 (Investitionsmaßnahmen mit einem Haushaltsansatz für 
2026 ab 1 Mio. €) liegen in folgenden Bereichen: 

Projekt 
Produkt- 

bezeichnung 
Kontobezeich-

nung 
Ansatz 2025 Ansatz 2026 VE 

Finanzplan 
2027 

Finanzplan 
2028 

Finanzplan 
2029 

Generalsanierung 
Rathaus 

Verwaltungsge-
bäude und Rat-
haus 

Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 

0 12.000.000 6.600.000 6.600.000 0 0 

KiTa Merowinger-
straße 

Kindergärten 
Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 

3.680.000 2.900.000 200.000 200.000 0 0 

Kinderkrippen 3.680.000 2.900.000 200.000 200.000 0 0 

Hort 1.210.000 1.100.000 100.000 100.000 0 0 

Neubau Feuer-
wehrhaus Bu-
ckenhofen 

Brandschutz 
Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 

500.000 4.850.000 2.870.000 2.470.000 400.000 0 

Generalsanierung 
Turnhalle Burk 

Turnhallen GS 
Burk/Buckenh-
ofen 

Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 

4.200.000 4.000.000 200.000 200.000 0 0 

Hochwasser-
schutz 
Kersbach 

Wasserläufe, 
Wasserbau und 
Uferschutz 

Wasserbauliche 
Anlagen und 
Anlagen des 
Hochwasser-
schutzes 

2.800.000 2.840.000 1.000.000 1.000.000 0 0 

Straßenausbau 
Bammersdorfer 
Straße 

Gemeindestra-
ßen und Brücken 

Anlagen im Bau 
(Tiefbauten) 

150.000 2.000.000 2.150.000 2.000.000 150.000 0 

Neugestaltung 
Paradeplatz (bau-
liche Umsetzung) 

Städtebauliche 
Sanierungs- und 

Entwicklungs-
maßnahme 

Anlagen im Bau 
(Tiefbauten) 

2.900.000 1.430.000 0 0 0 0 

BW 36 „An der 
Holzbrücke“ 

Gemeinde-stra-
ßen und Brücken 

Anlagen im Bau 
(sonstige Maß-
nahmen) 

100.000 1.300.000 100.000 100.000 0 0 

Sanierung Turn-
halle RvT 

Turnhalle Ritter-
von-Traitteur-
Schule 

Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 

0 1.200.000 0 0 0 0 
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Die Finanzierungstätigkeit beleuchtet die Fremdfinanzierung der Stadt Forchheim: Wie viel Kredite sollen 
aufgenommen werden? Und: In welcher Höhe finden Kredittilgungen statt? 
 
Wichtiges Merkmal hierfür ist der gemeinsame Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit und Investitions-
tätigkeit: Der Finanzierungsmittelüberschuss oder -fehlbetrag (S7). Er zeigt an, ob im jeweiligen Haus-
haltsjahr aus ‚eigener Geschäftstätigkeit‘ genügend Mittel für die voraussichtlichen Tilgungsauszahlungen 
zur Verfügung stehen. Ist dies nicht der Fall, müssen für das Haushaltsjahr von Extern liquide Mittel be-
schafft werden: Entweder vorhandene Mittel aus Vorjahren oder über Kreditaufnahmen. Andernfalls wä-
ren die Auszahlungen in dem jeweiligen Jahr nicht leistbar. 
 

in Mio. € 
2024 

NHH 
2024 

2025 2026 

Finanzierungsmittelüberschuss/-fehlbetrag (S7) 
Plan -55,1 -86,2 -70,5 -34,5 

Ist -61,2 -47,8 - 

 
Wie in den Vorjahren ist der Saldo 7 negativ geplant; es liegt somit ein Finanzierungsmittelfehlbetrag vor. 
Wie bereits in 2025 konnte durch die noch vorhandene Liquidität, die vorausschauende Kreditplanung 
des Vorjahres, sowie der Diskrepanz von Sollausgaben zu den tatsächlichen Ausgaben im Investitions-
plan 2025, auch in 2026 so umfangreich große Investitionsmaßnahmen, wie die KiTa Merowinger und 
das Haus der Begegnung beschlossen werden. 
 
Das Jahr 2025 wies bereits einen Finanzierungsmittelfehlbetrag auf, welcher im Ist allerdings um ca. 47% 
niedriger ausgefallen ist, als ursprünglich geplant wurde. Dies resultiert vor allem aus den oben bereits 
genannten hinter dem Ansatz zurückbleibenden Auszahlungen für Investitionen bei voller Ausschöpfung 
der Kreditermächtigung i.H.v. 25 Mio. Euro. Die ordentliche Tilgung erhöhte sich durch die Neuaufnahme 
allerdings entsprechend deutlich (2024: ca. 924.000 Euro, 2025: 2.905.000 Euro) und trägt zum Fehlbe-
trag der nächsten Jahre bei. Trotz vorhandener Liquidität aus den Vorjahren war die Neuaufnahme der 
Kredite in voller Höhe notwendig, um langfristig auch im Finanzplanungszeitraum die aus den Pflichtauf-
gaben resultierenden Investitionsmaßnahmen leisten zu können. 
 
Im aktuellen Jahr 2026 wird erneut mit einem Finanzierungsmittelfehlbetrag geplant, der ebenfalls mit ei-
ner Kreditneuaufnahme ausgeglichen werden muss. Es fällt auf, dass einem Liquiditätsverzehr i.H.v. 
34,45 Mio. Euro nun bereits Kreditaufnahmen in Höhe von 30 Mio. Euro entgegengesetzt werden. Die 
zum Ende 2025 vorhandene Liquidität i.H.v. 28.400.547,23 Euro (davon 25.000.000 Euro Kreditneuauf-
nahme aus 2025) reicht zum Ausgleich des Fehlbetrags sowie der steigenden Tilgungsleistungen der 
Neuaufnahmen nicht aus. 
Jedoch kann in 2026 aufgrund der bereits durchgeführten Konsolidierungsmaßnahmen, der vorsichtigen 
Steigung der Gewerbesteuereinnahmen, aber auch aufgrund des Sondereffekts der niedrigeren Kreisum-
lageauszahlungen und des Erhalts von Schlüsselzuweisungen (beides basierend auf dem Haushaltsjahr 
2024) seit längerem wieder ein positiver Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit i.H.v. 5,31 Mio. Euro 
geplant werden, der auch die ordentliche Tilgung erwirtschaften kann. Wenn man den Verlauf der Finanz-
planjahre 2027-2029 jedoch beobachtet, wird dies vorerst der letzte positive Saldo bleiben. 
Die Stadt Forchheim ist gezwungen, die Konsolidierung weiter voranzutreiben und sich somit auf die 
Durchführung von Pflichtaufgaben zu beschränken. Dies zeigt sich auch in den Investitionsauszahlungen. 
Notwendige Fortsetzungsmaßnahmen werden noch beendet, neue Maßnahmen werden auf das notwen-
digste Minimum beschränkt. Die Neuaufnahme der Kredite in 2026 i.H.v. 30 Mio. Euro dient entspre-
chend auch zur Deckung der Investitionen der Finanzplanjahre, da eine Liquidität i.H.v. 20,17 Mio. Euro 
nach 2027 angenommen werden kann, welche in 2028 und 2029 jedoch vollständig aufgezehrt sein wird. 
 

Finanzierungstät igkei t  
(vormals Kapitel „S c h u l d e n   und   R ü c k l a g e n“) 
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Der Finanzierungsmittelfehlbetrag führt hin zur Finanzierungstätigkeit, also die Kreditaufnahmen und de-
ren Tilgungen: 
Bei der Finanzierungstätigkeit haben die Geldflüsse und ihre Bewertung vertauschte Vorzeichen: Kredit-
aufnahmen verbessern (+) den Finanzbestand (Saldo 11) – allerdings müssen die aufgenommenen Kre-
dite wieder zurückgezahlt werden. Tilgungen hingegen lassen den Finanzbestand negativer werden (-), 
da mehr Geld abfließt – wohingegen diese bzw. sogar Entschuldungen jedoch grundsätzlich positiv zu 
werten sind. 
 

Im Vergleich mit den Vorjahren entwickelt sich die Finanzierungstätigkeit wie folgt: 

in Mio. € Ist 2024 Ist 2025 Ansatz 2026 

Kreditaufnahmen (S8) 25,0 25,0 30/43,5* 

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit (S9) -0,9 -2,9 -3,8/-17,3* 

= Nettoneuverschuldung +24,1 +22,1 +26,2 

*enthalten sind 13,5 Mio. € Umschuldungskredite 
 

Im Jahr 2026 sind erneut Kreditaufnahmen eingeplant (2020-2023: 0 €). Bestehende Darlehen werden 
regulär getilgt. Damit erfolgt laut Plan eine Neuverschuldung – im Rahmen der Investitionskredite – in 
Höhe von rund 26,2 Mio.€.  

 
Der Schuldenstand schreibt sich wie folgt fort: 

Schuldenstand in Mio. Euro 
31.12.2024 

Ist 
31.12.2025 

Ist 
31.12.2026 

Ansatz 

nur Investitionskredite 29,51 51,61 77,83 

Investitionskredite und Verbindlichkeiten aus 
kreditähnlichen Rechtsgeschäften (wie Rentenver-

träge, Forfaitierung und Leasing) 
30,70 52,62 78,66 

je Einwohner 930 1.536 2.357 

 
 
Bei den Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften handelt es sich um den Restbetrag aus 
der Forfaitierung mit der Stadtwerke Forchheim GmbH. 
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Der Schuldendienst entwickelt sich mit einer gewissen Abhängigkeit zum Schuldenstand. Jedoch fließt 
das Zinsniveau am Markt mit ein. Aufgrund teils fester Zinssätze der Investitionskredite wirkte sich das 
niedrige Zinsniveau der letzten Jahre beim Zinsaufwand nicht direkt proportional zur Verschuldung aus. 
 
Es ist inzwischen jedoch deutlich zu erkennen: 
 

 
 
 
 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 

 
Eine Einstellung bzw. Zuschreibung an die Sonderposten wird als Aufwand den Ergebnishaushalt belas-
ten, ihre Auflösung dementsprechend als Ertrag das Jahresergebnis verbessern. 
 
Der Sonderposten für Straßenreinigung wird unter Bilanzkonto .2331000 geführt. Laut BKPV darf das 
Ausgleichskonto in dieser Form nicht mehr berücksichtigt werden. Die Betriebsabrechnungen 2022 und 
2023 wurden erstellt. Im Jahr 2024 wurde ein 4-jähriger Bemessungszeitraum für die Jahre 2025 bis 
2028 festgelegt. Nach diesem Bemessungszeitraum würde sich auf Grundlage der Betriebsabrechnung 
2023 für die Jahre 2025 bis 2028 eine Überdeckung in Höhe von rd. 107 T€ ergeben. 
 
Ein Gebührensonderposten für die Friedhöfe (Bestattungswesen) wurde bisher nicht gebildet. Zwar wur-
den die negativen Kostenrechnungsergebnisse 2009 und 2010 vom Finanzausschuss im Jahr 2012 be-
schlossen [1]. Jedoch wurden für die Jahre 2009 bis 2011 keine negativen Sonderposten (sie wären in der 
Bilanz als positiver Betrag und daher als „Übrige Forderungen“ auszudrücken) gebildet, sondern lediglich 
zum nachrichtlichen, insofern rechtsunwirksamen Nachweis der Beträge im Gebührenausgleichskonto 
des Kostenrechners geführt. Grund dafür ist, dass solche „Übrigen Forderungen“ bei der Erhebung der 
Bestattungsgebühren nicht realisiert werden können. [2]   Die Kostenrechnungen der Jahre 2014 – 2017 

 
[1] Sitzung des Finanzausschusses vom 13.11.2012, P. 7 und 8. 

[2] Siehe dazu Sitzung des Finanzausschusses vom 19.2.2013, P. 4, DS 2013/45, Auszug aus dem Sachvortrag: „Die rechtliche 
Einschätzung, dass bei Friedhöfen keine Kostenunterdeckungen mehr aus abgelaufenen Perioden eingehoben werden können 
stützt sich auf die Auffassung des BKPV-Prüfers Herrn Hiller, der im Auftrag der Stadt Forchheim für die Erstellung der neuen Fried-
hofssatzung tätig war und diese auch im Finanzausschuss vorgestellt hatte. Bestätigt durch Herrn Hiller wurde, dass es im Fried-
hofsbereich aus gebührenrechtlichen Gründen (Art. 8 KAG) nicht zulässig sei, auf alte Kalkulationsperioden zurück zu greifen. M. a. 
W., eine Unterdeckung am Ende einer Kalkulationsperiode könne nicht mehr vom Gebührenzahler nachgefordert werden, weil die 
„Nutzer“ des Friedhofs nach Ablauf der Periode nicht mehr die Gleichen seien (andere, neue Bestattungsfälle). […] Eine Außenwir-
kung könnten die „alten“ Unterdeckungen nicht mehr entfalten und hätten daher auch nicht den Charakter einer „Forderung“ im Sinn 
des Finanzbuchhaltungs-Kontos „1791000-S – Übrige Forderungen“, die sich die Kämmerei für die Darstellung negativer Gebühren-
Sonderposten in der Bilanz ausgesucht hatte. […] Aus den vorstehenden Ausführungen sind für die Bilanz-Erstellung folgende 
Schlussfolgerungen zu ziehen: a) Der Eröffnungsbilanzwert per 01.01.2010 „Gebührensonderposten Friedhöfe“ lautet auf null Euro. 
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wurden zwar vorbereitet, konnten jedoch noch nicht endgültig fertiggestellt werden. [3]   Aus Sicht des 
BKPV konnte auf die Erstellung der rückständigen Abrechnungen 2018 bis 2020 verzichtet werden. Die 
Betriebsabrechnung 2021 wurde erstellt und die neu berechneten Gebühren im Jahre 2024 beschlossen. 
Die Kostenrechnungen der Jahre 2022 – 2025 befinden sich momentan in Bearbeitung.  
 
 
 

Mittelfristige Finanzplanung 

 
Ergebnishaushalt 

In den Finanzplanjahren kann sich die Finanzsituation der Stadt Forchheim nicht verbessern, sondern im 
Gegenteil, sie wird sich weiterhin deutlich verschlechtern. 
 
Während im Jahr 2027 das Jahresergebnis mit -4,05 Mio. €, u.a. aufgrund der zu erwartenden Schlüssel-
zuweisungen, noch weniger negativ ausfällt, rutscht es in den beiden Folgejahren mit einer Höhe von 
- 25,95 Mio. € in 2028 und -20,25 Mio. € in 2029 weitaus deutlicher in den negativen Bereich. 
 
Die von dem kommunalen Finanzierungssystem unabhängigen Erträge und Aufwendungen – wie also etwa 
Personalaufwendungen, Abschreibungen, öffentliche Leistungsentgelte und ähnliche – weisen keine so 
großen Schwankungen auf, als dass diese für die Veränderungen der Jahresergebnisse als Erklärung her-
angezogen werden können. Dennoch sind auch diese Bereiche in Bezug auf Einsparmöglichkeiten und 
Möglichkeiten zur Ertragssteigerung wichtige Stellschrauben im kommunalen Haushalt. Nicht umsonst wur-
den schon 2024 und 2025 von der Kämmerei und der gesamten Stadtverwaltung Maßnahmen zur Verbes-
serung der Finanzsituation vorgenommen. 
 
Finanzhaushalt 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

Sowohl die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit als auch die Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen sind denselben Faktoren unterworfen wie die Ansätze im Ergebnishaushalt (insbesondere 
Stichwort Steuerkraft und deren Folgen). Folgende Darstellung zeigt die zu erwartete Entwicklung der Sal-
den aus laufender Verwaltungstätigkeit im Finanzplanungszeitraum: 

in Mio. € 2027 2028 2029 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -6,83 -29,96 -16,39 

Wie die deutlich negativen Salden zeigen, sind die laufenden Auszahlungen im Verhältnis zu den Einzah-
lungen zu hoch. Somit ist eine dauerhafte Leistungsfähigkeit nicht mehr gesichert. 
 
 
 
 
 
 
 

 
b) Eine Zuschreibung in den Jahren 2010 und 2011 findet nicht statt. Der Stand des Gebührensonderpostens Friedhöfe bleibt dem-
nach bis 31.12.2011 bei null Euro. c) Für die Kostenrechnungsperiode und das Haushaltsjahr 2012 wird im Kalenderjahr 2013 erst-
malig ein Kostenrechnungsergebnis nach der neuen Kalkulation ermittelt. d) Dieses wäre dann via Zu- oder Abschreibung dem Ge-
bührensonderposten (2331000) oder evtl. der „Weiteren Forderung“ (1791000) zuzuführen.“ 
[3] Aufgrund hoher Unterdeckungen im Jahr 2013 wurde die Verwaltung beauftragt, die Kalkulation von einem Sachverständigen 
überprüfen zu lassen. In Folge der „Kalkulation für die Grabbenutzungsgebühren im Bestattungswesen für das Jahr 2015“ des Be-
ratungsunternehmens Schneider & Zajontz fasste der Stadtrat in seiner Sitzung am 17.12.2015 folgenden Beschluss: „1. Der Stadt-
rat nimmt von der Neukalkulation der Grabnutzungsgebühren im Bestattungswesen Kenntnis. 2. Auf Basis dieser Kalkulation wird 
die Verwaltung beauftragt, eine Neufassung der Gebührenordnung für den Bereich der städtischen Friedhöfe zu veranlassen.“ 
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Investitionshaushalt 

In den Investitionshaushalten der einzelnen Jahre ergeben sich folgende Salden: 

in Mio. € 2027 2028 2029 
Gesamt  
’27 - ‘29 

S4 - Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 13,2 5,4 5,3 23,9 
S5 - Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -27,0 -7,7 -4,9 -39,6 

S6 - Saldo aus Investitionstätigkeit --13,8 -2,3 0,4 -15,7 
 
Es sind im Finanzplanungszeitraum Investitionen in Höhe von rund 40 Mio. € geplant, wovon rund  
24 Mio. € durch Zuwendungen abgedeckt werden sollen. Bei den Zuwendungen handelt es sich jedoch, 
da die Stadt in der Regel in Vorfinanzierung gehen muss, auch um Zuwendungen anderer, bereits abge-
schlossener Verfahren. Für manche Investitionen im Finanzplanungszeitraum werden die Zuschüsse 
analog dann (teilweise) erst in den Jahren 2027 ff. eingehen. 
 
 
Folgende größere Investitionen (ab 2 Mio. € in den Finanzplanjahren 2027–2029) sind für die Finanzplan-
jahre geplant und teilweise bereits mit Verpflichtungsermächtigungen ausgestattet und/oder begonnen: 

Projekt- 
bezeichnung 

Produkt- 
bezeichnung 

Konto- 
bezeichnung 

Ansatz 
2026 

VE 
Finanz-

plan 2027 
Finanz-

plan 2028 

Finanz-
plan 
2029 

SUMME 
‘27 – ‘29 

Generalsanie-
rung Rathaus 

Haus der Be-
gegnung (Hist. 
Rathaus) 

Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 12.000.000 6.600.000 6.600.000 0 0 6.600.000 

Erschließung 
Baugebiet 
Pointäcker 

Gemeindestra-
ßen und Brü-
cken 

Anlagen im Bau 
(Tiefbauten) 200.000 2.600.000 2.600.000 850.000 0 3.450.000 

Neubau 
Feuerwehrhaus 
Buckenhofen 

Brandschutz 
Anlagen im Bau 
(Hochbauten) 4.850.000 2.870.000 2.470.000 400.000 0 2.870.000 

Straßenausbau 
Bammersdorfer 
Straße 

Gemeindestra-
ßen und Brü-
cken 

Anlagen im Bau 
(Tiefbauten) 2.000.000 2.150.000 2.000.000 150.000 0 2.150.000 

Straßenausbau 
Zur Staustufe 

Gemeindestra-
ßen und Brü-
cken 

Anlagen im Bau 
(Tiefbauten) 150.000 2.500.000 1.900.000 600.000 0 2.500.000 

 ∑ 17.570.000 

Von diesen Investitionen mit einer Gesamthöhe über rund 18 Mio. € sollen rund 7,48 Mio. € im Finanzpla-
nungszeitraum über Zuschüsse finanziert werden, so dass der Stadt Forchheim eine Belastung von rund 
10,52 Mio. € verbleibt. 
 
Aus dem Saldo der laufenden Verwaltungstätigkeit, verrechnet mit dem Saldo aus Finanzierungstätigkeit 

(= Kreditneuaufnahmen minus Tilgung  Ver-/Entschuldung), ergäben sich folgende für Investitionen 
verbleibende Beträge: 

in Mio. € 2027 2028 2029 

Saldo der laufenden Verwaltungstätigkeit -6,83 -29,96 -16,39 
Saldo der Finanzierungstätigkeit 21,02 1,06 -2,01 

verbleibt für Investitionen 14,37 -28,9 -18,4 

Nur im Jahr 2027 steht aus dem laufenden Geschäft ausreichend Liquidität zur Verfügung, um sowohl 
Tilgungen leisten zu können wie auch Mittel für Investitionen zur Verfügung zu haben. 
In den beiden darauffolgenden Jahren 2028 und 2029 ist der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 
erneut negativ, so dass nicht einmal die Tilgungszahlungen aus dem laufenden Geschäft erbracht wer-
den können. 
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Finanzierungstätigkeit und Liquidität 

In 2026 wird erneut mit einem Finanzierungsmittelfehlbetrag geplant, der ebenfalls mit einer Kreditneu-
aufnahme ausgeglichen werden muss. Es fällt auf, dass einem Liquiditätsverzehr i.H.v. 34,45 Mio. Euro 
nun bereits Kreditaufnahmen in Höhe von 30 Mio. Euro entgegengesetzt werden. Die zu Beginn des Jah-
res 2026 vorhandene Liquidität i.H.v. 28,4 Mio. Euro (davon 25 Mio. Euro Kreditneuaufnahme aus 2025) 
reicht zum Ausgleich des Fehlbetrags sowie der steigenden Tilgungsleistungen der Neuaufnahmen nicht 
aus. 
Während 2026 jedoch, aufgrund der oben angeführten Sondereffekte, mit einem positiven Saldo aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit i.H.v. 5,31 Mio. Euro geplant wird, der auch die ordentliche Tilgung erwirt-
schaften kann, wird das in den Finanzplanjahre 2027-2029 jedoch nicht mehr möglich sein. 
Die Neuaufnahme der Kredite in 2026 i.H.v. 30 Mio. Euro dient entsprechend auch zur Deckung der In-
vestitionen der Finanzplanjahre, da eine Liquidität i.H.v. 20,17 Mio. Euro nach 2027 angenommen wer-
den kann, welche in 2028 und 2029 jedoch vollständig aufgezehrt sein wird. 
 
In den Finanzplanungsjahren werden weitere Kreditaufnahmen zur Leistung von notwendigen Investitio-
nen unabdingbar sein. Diese summieren sich auf ca. 39 Mio. €. 
 
Dadurch ergäbe sich bis 2029 eine Verschuldung mit Investitionskrediten von ca. 97,9 Mio. €. 
Erschwerend kommt hinzu, dass ab dem Jahr 2028 aufgrund der deutlich negativen Salden (S3), sich ein 
kontinuierlich steigender Betrag an Kassenkrediten aufbauen wird. Grundsätzlich sind Kassenkredite nur 
bis zu einem Fünftel der im Finanzhaushalt veranschlagten Einzahlungen aus der laufenden Verwal-
tungstätigkeit zulässig. Diese Grenze würde die Stadt Forchheim ab 2029 überschreiten. 
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Beteiligungen 
 
In der folgenden Übersicht sind die Beteiligungen der Stadt Forchheim dargestellt: 

 
 
An dieser Stelle wird auf den Beteiligungsbericht verwiesen. 
 
Auf die Stadtwerke Forchheim GmbH und das Stadtwerke Forchheim Kommunalunternehmen soll im Fol-
genden kurz eingegangen werden: 

 
 

Stadtwerke Forchheim GmbH 
(Strom, Wasser, Parkierung, Kabelnetz) 

 
Der Wirtschaftsplan 2026 der Stadtwerke weist im Vergleich mit den Vorjahren folgende Kennzahlen auf: 
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Nach dem Vermögensplan werden folgende Mittel benötigt: 

Beträge in € 2024 2025 2026 

a)  für Investitionen in den Betriebszweigen 20.136.000 14.217.000 11.339.000 
       Gemeinsame Anlagen 0 0 0 
       Stromnetz 5.410.000 6.422.000 7.099.000 
       Messstellenbetrieb 309.000 325.000 509.000 
       Stromvertrieb 72.000 72.000 55.000 
       Wasserversorgung 4.660.000 4.525.000 1.886.000 
       Parkierungsanlagen 84.000 74.000 9.000 
       Nebengeschäft 4.927.000 217.000 116.000 
       Telekommunikation 4.674.000 2.582.000 1.665.000 

b)  für planmäßige Tilgungen 1.771.000 2.240.000 2.551.000 
c)  Tilgung wegen auslaufender Zinsbindung 0 0 0 
d)  für Gewinnabführungen - - - 
e)  Entnahme aus der Rückstellung 247.000 340.000 445.000 
f) Jahresverlust (defizitäre Sparten) 1.112.000 1.410.000 1.756.000 

Insgesamt 23.267.000 18.207.000 16.091.000 
 
Die Darlehensaufnahmen entwickeln sich wie folgt: 

Beträge in € 2024 2025 2026 

 Darlehensaufnahmen 15.860.000 10.921.000 6.684.000 

 
Im fünfjährigen Finanzplan 2026 – 2030 werden für Investitionen, die Verlustdeckung von defizitären 
Sparten, planmäßige Tilgungsleistungen und Tilgungen wegen Auslaufens der Zinsbindung sowie für 
Entnahmen aus der Rückstellung für Baukostenzuschüsse voraussichtlich zwischen rund 6,52 Mio. € und 
6,71 Mio. € jährlich aus der Selbstfinanzierung (= Jahresgewinn + Abschreibung) zur Verfügung stehen. 
Für die geplanten Investitionen sind im Laufe des Jahres 2026 Darlehensaufnahmen in Höhe von bis zu 
6,68 Mio. € vorgesehen. 

 
 
 

Stadtwerke Kommunalunternehmen 
(ehem. Stadtentwässerung) 

 
Zum Wirtschaftsplan 2026 des Kommunalunternehmens haben die Stadtwerke folgendes berichtet: 
 
Erfolgsplan: 

Beträge in € 2024 2025 2026 

Erlöse und Erträge 
9.745.000 9.378.000 10.014.000 

Aufwendungen 7.887.000 7.889.000 8.356.000 

Jahresergebnis 1.858.000 1.489.000 1.658.000 
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Vermögensplan: 

Finanzierungsbedarf: 

Beträge in € 2024 2025 2026 

Investitionen 6.720.000 7.940.000 7.985.000 

Planmäßige Tilgung „inneres Darlehen“ 563.000 563.000 563.000 

Planmäßige Tilgung „Investitionen“ / „Banken“ 863.000 882.000 939.000 

Darlehenstilgung wegen Auslaufen der Zinsbindung 1.500.000 0 2.250.000 

Nicht zahlungswirksame Auflösung der 
Kanalherstellungsbeiträge 806.000 778.000 747.000 

Verlust 0 0 0 

Nicht zahlungswirksame Auflösung von 
Rückstellungen 657.000 357.000 996.000 

Sollfehlbetrag aus dem Vorjahr 0 0 0 

Finanzierungsbedarf 11.109.000 10.520.000 13.480.000 

 
 

Deckungsmittel: 

Beträge in € 2024 2025 2026 

Selbstfinanzierung 
(ordentliche Abschreibung auf Sachanlagen) 2.375.000 2.368.000 2.404.000 

Zuschuss Stadt laufende Invest.-Maßnahmen Stra-
ßenentwässerungsanteil 1.245.000 1.370.000 1.745.000 

Zuschuss Anschlussgemeinden für lfd. 
Investitionsmaßnahmen 200.000 195.000 296.000 

Im laufenden Jahr erhaltene 
Kanalherstellungsbeiträge 200.000 200.000 250.000 

Jahresergebnis / Gewinn 1.858.000 1.489.000 1.658.000 

Darlehensaufnahmen 3.731.000 4.898.000 4.877.000 

Darlehensaufnahmen wg. Auslaufen der Zinsbindung 1.500.000 0 2.250.000 

Deckungsmittel 11.109.000 10.520.000 13.480.000 

 
 
Im 5-jährigen Finanzplan 2026 – 2030 werden für Investitionen und planmäßige Darlehenstilgungen vo-
raussichtlich zwischen 4,06 und 4,36 Mio. € jährlich aus der Selbstfinanzierung (Jahresergebnis + Ab-
schreibung) zur Verfügung stehen, insgesamt 21,19 Mio. €. Für die geplanten Investitionen sind im Laufe 
der kommenden vier Jahre Darlehensneuaufnahmen in einer Höhe von rund 1,56 Mio. € bis 4,88 Mio. € 
vorgesehen (insgesamt. 15,08 Mio. €). 
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Fazit und Ausblick 
 
„Die Finanzlage der Kommunen spitzt sich weiter dramatisch zu. Die kommunalen Haushalte befinden 
sich flächendeckend in einer strukturellen Unterfinanzierung – mit gravierenden Folgen für Investitionen, 
Daseinsvorsorge und die Akzeptanz staatlichen Handelns vor Ort. [..]“ So der Deutsche Städtetag auf sei-
ner Homepage.  
Die staatliche Handlungs- und Leistungsfähigkeit zeigt sich vor allem bei den Kommunen.  
Mit kommunalen Entscheidungen und der kommunalen Arbeit gestalten wir den Alltag der Menschen täg-
lich direkt und sichtbar. Sie haben die Erwartungshaltung, dass die Dinge des Alltags auch funktionieren. 
Diese Krise der Kommunalfinanzen darf sich aber nicht zu einer Krise der Demokratie entwickeln.  
In den vergangenen Jahren hat die gesellschaftliche und politische Bedeutung der kommunalen Aufga-
ben zugenommen: etwa bei der sozialen Sicherung, der Integration Geflüchteter, der Kinderbetreuung 
und Bildung oder beim öffentlichen Nahverkehr. Auch Klimaschutz und Klimaanpassung finden zu großen 
Teilen in den Kommunen statt. 
Damit die Kommunen die Vielzahl an Aufgaben erfüllen können, damit kommunale Selbstverwaltung ge-
lebt werden kann, brauchen die Städte und Gemeinden eine ausreichende Finanzausstattung.  
Nachdem die Rücklagen der Kommunen vielerorts vollständig aufgezehrt sind, droht nun eine Explosion 
der Kassenkredite, eine Zins-Schulden-Spirale und ein weiterer Einbruch kommunaler Leistungen und 
der Investitionen in Schulen, Straßen und soziale Einrichtungen.  
So kann die kommunale Ebene als Rückgrat des Staates ihre Aufgaben nicht dauerhaft erfüllen. Hier sind 
Bund und Land gefragt. Dazu bräuchte es als Hauptkriterium aber erstmal einen nachhaltigen Wirt-
schaftsaufschwung. Globale Krisen und Kriege kommen erschwerend hinzu. Das Ifo Institut geht aktuell 
von einer leichten Erholung der deutschen Wirtschaft aus, wenn gleich die Erholung durch den Ausbruch 
des Irankriegs einen Dämpfer erhalten hat. Im Deeskalationsszenario, mit einem schnellen Ende des 
Kriegs in Nahost, wird das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt im laufenden Jahr voraussichtlich um 
0,8% und im kommenden Jahr um 1,2% zunehmen.  
Insgesamt sieht das Ifo-Institut vier Risiken in seiner Prognose: 
 • Weiterer Verlauf des Iran-Krieges und Entwicklung der Energiepreise 
 • mögliche zusätzliche Störungen globaler Lieferketten infolge des Konflikts 
 • US-amerikanische Zoll- und Handelspolitik 
 • wirtschaftspolitische Weichenstellungen in Deutschland. 
 
Diese Sorgen werden auch thematisiert, wenn man mit Forchheimer Steuerpflichtigen ins Gespräch 
kommt. Eine staatliche Strategie, wie es für die Kommunen indes finanziell wieder aufwärts gehen soll, ist 
aktuell laut Meinung der Unterzeichnerin nicht erkennbar. 
 
Daher muss die Strategie der Stadt Forchheim lauten: konsolidieren, konsolidieren, konsolidieren!  
Auch wenn das Haushaltsjahr 2026 als kleine „Verschnaufpause“ wirkt, ist der Blick auf die Finanzplan-
jahre erschütternd und ernüchternd. Die Stadt Forchheim ist gezwungen, die Konsolidierung weiterhin 
voranzutreiben und sich somit auf die Durchführung von Pflichtaufgaben zu beschränken.  
 
Notwendige Fortsetzungsmaßnahmen werden noch beendet. Anstehende Investitionsvorhaben müssen 
hinsichtlich ihrer Dringlichkeit und Notwendigkeit gegeneinander abgewogen werden und auf das notwen-
digste Minimum beschränkt werden. Die Ausgabeentwicklung des laufenden Geschäftes wird genau be-
trachtet werden müssen und vielerlei Sparanstrengungen unternommen werden müssen. 
Gleichzeitig darf die Einnahmesituation nicht übersehen werden. Auch hier sind – wie auch schon ge-
schehen – Änderungen, sprich beispielsweise Gebührenerhöhungen, notwendig und unabdingbar. 
 
 
Forchheim, den 21.05.2026 
 
gez. 
Kohlmann-Huberth 
Stadtkämmerin 


